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Verordnung zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorschriften zum Schutz
der für wissenschaftliche Zwecke verwendeten Tiere

Drucksache: 670/12

I. Zum Inhalt der Verordnung

Am 9. November 2010 ist die Richtlinie 2010/63/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 22. September 2010 zum Schutz der für wissen-
schaftliche Zwecke verwendeten Tiere in Kraft getreten. Sie ist von den Mit-
gliedstaaten bis zum 10. November 2012 umzusetzen. In den Mitgliedstaaten
bereits bestehende, über die Regelungen der Richtlinie im Sinne eines umfas-
senderen Tierschutzes hinausgehende Vorschriften dürfen beibehalten werden.
Durch den Erlass einer Tierschutz-Versuchstierverordnung sollen die für die
Umsetzung der Richtlinie erforderlichen Vorschriften geschaffen werden, so-
weit diese Umsetzung nicht bereits durch die Vorschriften des Tierschutzgeset-
zes erfolgt ist. Darüber hinaus werden einzelne Vorschriften des Tierschutzge-
setzes in der vor Inkrafttreten des Dritten Gesetzes zur Änderung des Tier-
schutzgesetzes geltenden Fassung, die die Verwendung von Tieren zu wissen-
schaftlichen Zwecken betreffen, in die Verordnung überführt.

Mit der Richtlinie 2010/63/EU werden EU-weit gleiche Rahmenbedingungen
für Industrie und Forschung zum Schutz der für wissenschaftliche Zwecke ver-
wendeten Tiere geschaffen. Der Schutz der Tiere, die in der Europäischen
Union in wissenschaftlichen Verfahren eingesetzt werden, wird erhöht. Die
Richtlinie hat insbesondere das Ziel, die konsequente Umsetzung des soge-
nannten "3R-Prinzips" (Replacement, Reduction, Refinement) zur Vermeidung,
Verminderung und Verbesserung der Verwendung von Tieren zu wissenschaft-
lichen Zwecken sicherzustellen. Dabei sind auch Kenntnisse und Fähigkeiten
aller beteiligten Personen von entscheidender Bedeutung. Insoweit sind die be-
reits im Tierschutzgesetz vorhandenen Regelungen zur Sachkunde überarbeitet
und ergänzt und zum Teil in die Verordnung übertragen worden. Dabei wurden
auch Regelungen im Hinblick auf eine regelmäßige Fortbildung des Personals
aufgenommen. Weiterhin ist es aus Gründen des Tierschutzes erforderlich, dass
die Einrichtungen und Betriebe über geeignete Räumlichkeiten, Anlagen und
Ausstattungen verfügen. Eine wichtige Funktion haben bei der Einhaltung
dieser Anforderungen der Tierschutzbeauftragte sowie der Tierschutzbeirat,
welcher infolge der Umsetzung der Richtlinie 2010/63/EU neu eingeführt wird.
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Die Regelungen zum Anzeige- und Genehmigungsverfahren sind überarbeitet
worden. Die bereits vorhandenen Regelungen zu erforderlichen Aufzeichnun-
gen sind ergänzt worden. Sie tragen dazu bei, dass die zuständigen Behörden
die Einhaltung der Vorschriften dieser Verordnung sowie des Tierschutzge-
setzes zu Tierversuchen insbesondere hinsichtlich Anzahl, Herkunft und
Schicksal der Tiere überwachen können.

Zudem ist die Vornahme redaktioneller Änderungen in der bestehenden Ver-
suchstiermeldeverordnung erforderlich. Zum einen werden in Umsetzung der
Richtlinie 2010/63/EU durch das Dritte Gesetz zur Änderung des Tierschutzge-
setzes im Zuge einer Erweiterung des Tierversuchsbegriffs bislang separat ge-
regelte Eingriffe und Behandlungen nunmehr von § 7 Absatz 2 des Tierschutz-
gesetzes erfasst. Zum anderen gilt die Meldepflicht nicht mehr nur für Wirbel-
tiere, sondern auch für Kopffüßer, die von der Richtlinie 2010/63/EU umfasst
sind. Daher sind diesbezügliche Verweisungen in der genannten Verordnung
anzupassen.

Darüber hinaus ist infolge des vorgesehenen Erlasses der Tierschutz-Versuchs-
tierverordnung die "Verordnung über Aufzeichnungen über Versuchstiere und
deren Kennzeichnung" aufzuheben, da die bislang dort geregelten Vorschriften
in die Tierschutz-Versuchstierverordnung übernommen werden sollen.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz
empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des
Grundgesetzes nach Maßgabe von 66 Änderungen zuzustimmen.

Diese Änderungen haben zum Ziel, die Verordnung zugunsten des Tierschutzes
nachzubessern. Der von der EU-Tierversuchsrichtlinie den Mitgliedstaaten ein-
geräumte Rechtsrahmen soll dadurch stärker ausgeschöpft werden.

Der Ausschuss für Kulturfragen empfiehlt dem Bundesrat, der Verordnung
gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe von 14 Änderun-
gen zuzustimmen.

Diese Änderungen haben zum Ziel, den Belangen von Wissenschaft und For-
schung bei der Umsetzung der EU-Tierversuchsrichtlinie besser Rechnung zu
tragen.

Der Finanz- und der Wirtschaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat, der
Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.

Darüber hinaus empfiehlt der federführende Ausschuss für Agrarpolitik und
Verbraucherschutz dem Bundesrat die Annahme einer umfangreichen Ent-
schließung.
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In dieser Entschließung soll der Bundesrat die Bundesregierung insbesondere
auffordern, bei zukünftigen Rechtsetzungsvorhaben auf europäischer und
nationaler Ebene weitere Nachbesserungen für den Tierschutz durchzusetzen.
Dazu gehören u.a absolute Verbote für Versuche an Menschenaffen und für
schwer belastende Tierversuche. Außerdem soll die rückblickende Bewertung
von Tierversuchen erweitert werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus Drucksache 431/13 ersichtlich.




